
Konrad-Adenauer-Stiftung e.V. 

 

KAS-LÄNDERBÜRO ÄGYPTEN 

 

14.– 15. April 2009 

 

www.kas.de 

 

V E R A N S T A L T U N G S B E I T R A G  

 

Politische Bildung für 
Studentenvertreter 

Veranstaltungsform: Workshop (ca. 45 Tei lnehmer)  

Partner:  Democracy and Human Rights Program (DHRP) 

Zeit/Ort: 14.-15. Apri l  2009 / Kairo Universität / Kairo  

Zielgruppe:  Studentenvertreter, Verwaltungsangestel l te der Univers ität 

1. Programmübersicht 

Dienstag, 14. April, 2009 

Hussein El-Zeneiny, Konrad-Adenauer-Stiftung, Kairo 

Dr. Kamal El-Menoufy, Leiter, DHRP 

Dr. Gaber Awad, Professor für Politikwissenschaft, Kairo Universität 

Dr. Nahid Ezz El-Din, Professorin für Politikwissenschaft, Kairo Universität 

Dr. Ahmed Abdel Wanis, Professor für Rechtswissenschaften, Kairo Universität 

Dr. Mohamed Salman, Professor für Politikwissenschaft, Kairo Universität 

 

Mittwoch, 15. April, 2009 

Dr. Ahmed Rashidi, stellvertretender Dekan, FEPS, Kairo Universität 

Dr. Amani Massoud, Professorin für Politikwissenschaft, Kairo Universität  

Dr. Abdel Aziz Shady, Professor für Politikwissenschaft, Kairo Universität 

Dr. Ayman Mansour, Professor für Politikwissenschaft, Kairo Universität 

 

 

 

2. Zielsetzung  

Die Vertreter studentischer Organisationen 

spielen an ägyptischen Universitäten eine 

wichtige Rolle. Sie verfügen allerdings oft 

nicht über die notwendige politische Grund-

bildung, um die Interessen von Studenten 

gegenüber Universität und Behörden wirk-

sam zu vertreten. Der mehrtägige Work-

shop in Zusammenarbeit mit dem Democra-

cy and Human Rights Program (DHRP) der 

Kairo Universität vermittelte daher Grund-

kenntnisse politischer Zusammenhänge ge-

zielt an diese einflussreiche Zielgruppe und 

leistete dadurch einen Beitrag zur studenti-

schen Interessenvertretung an ägyptischen 

Universitäten. 

 

 

3. Ablauf 

Dr. Gaber Awad erläuterte die Demokratie 

als Herrschaftsform, in der die Macht vom 

Volk ausgehe, das somit höchster Gewalt-

träger sei. In der Demokratie kontrolliere 

und legitimiere das Volk die konkrete 

Staatsgewalt. Daher zählten zu den Grund-

elementen der Demokratie die Volkssouve-

ränität, Freiheit, Gleichberechtigung und 

Rechtsstaatlichkeit. Jedoch kritisierte er die 

staatlichen Einschränkungsmaßnahmen an 

den ägyptischen Universitäten, die aus sei-

ner Sicht den Prinzipien der Demokratie wi-

dersprächen. Die Studenten würden sogar 

während friedlicher Demonstration verhaftet 

und verurteilt. Daher forderte er ein Ende 

der Präsenz von Sicherheitskräften an Uni-

versitäten. Gleichzeitig machte er die Teil-
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nehmer darauf aufmerksam, dass sie ge-

mäß der ägyptischen Verfassung ein Recht 

auf zivile Proteste und Demonstrationen 

nicht nur an den Universitäten, sondern 

auch in der Öffentlichkeit hätten. 

Des Weiteren definierte Dr. Nahed Ezz El-

Din einleitend den Begriff „Menschenrech-

te“. Menschenrechte seien die unantastba-

ren Rechte des Einzelnen, die in den Verfas-

sungen der Staaten als Elementar- oder 

Grundrechte verankert seien. Des Weiteren 

äußerte sie sich kritisch zur Lage der Men-

schenrechte in Ägypten. Menschrechtsver-

stöße seien bis heute keine Ausnahme. Als 

Beispiele nannte er die Willkür der Polizei, 

eine ausufernde Bürokratie und die Diskri-

minierung von Frauen. Ezz El-Din ging auf 

die Rolle der Zivilgesellschaft in Ägypten 

ein. Diese leide unter einer kontinuierlichen 

Überwachung ihrer Aktivitäten durch die 

Staatssicherheit, wodurch der Einfluss der 

Zivilgesellschaft deutlich begrenzt werde. 

Anschließend teilte sie die Teilnehmerinnen 

und Teilnehmer in zwei Gruppen ein. Die 

erste Gruppe erarbeitete Maßnahmen zur 

Stärkung der oberägyptischen Zivilgesell-

schaft und die zweite Gruppe erstellte eine 

Presseauswertung der verschiedenen ägyp-

tischen Zeitschriften zum Thema Menschen-

rechtsverstöße in Ägypten. 

Dr. Ahmed Abdel Wanis ging anschlie-

ßend auf die wichtigsten nationalen und in-

ternationalen Menschrechtsorganisationen 

und ihre Rolle in Ägypten ein. Diese seien 

meistens Nichtregierungsinstitutionen 

(NRO), die nicht nur die Aufgabe hätten, die 

Lage der Menschrechte in einem Land zu 

evaluieren, sondern auch politische Akteure 

auf Menschrechtsverstöße aufmerksam zu 

machen. Als Beispiel für internationale Men-

schenrechtsNROs nannte er Amnesty Inter-

national und Human Rights Watch. So hätte 

der jüngste Bericht von Human Rights 

Watch Ägypten vor der internationalen Ge-

meinschaft vorgeführt und viele Statistiken 

der ägyptischen Regierung zu Menschen-

rechtsfragen in Frage gestellt.  

Des Weiteren konzentrierte sich Dr. Mo-

hamed Salman in seinem Vortrag auf We-

ge und Methoden zur politischen Vorberei-

tung der Studenten auf ihre Rolle als zu-

künftige Entscheidungsträger. So betonte er 

unter anderem die zentrale Bedeutung der 

Studentenprojekte, da diese zu einer allge-

meinen Stärkung des Partizipationsgefühls 

bei Studenten beitrüge und als Basis einer 

effektiven Partizipation besonders auf poli-

tischer Ebene genutzt werden könnte.

Dr. Ahmed Rashidi leitete seinen Vortrag 

über „Staatsbürgerrechte und Demokratie“ 

mit einer Erläuterung des Begriffs „Staats-

bürgerrechte“ ein. Staatsbürgerrechte seien 

aus der Staatsangehörigkeit abgeleitete 

Rechte eines Bürgers im Staat. Rashidi 

klassifizierte die Staatsbürgerrechte in poli-

tische, soziale, wirtschaftliche und religiöse 

Rechte. Er konzentrierte sich jedoch in sei-

nen Ausführungen auf die politischen Rechte 

der Bürger im weiteren und der Studenten 

im engeren Sinne. Er unterstrich die zentra-

le Rolle, die Studenten sogar an Universitä-

ten bei der Entwicklung des Landes spielen 

könnten. 

Dr. Amani Massoud sprach zu demokrati-

schen Wahlprozessen. Die Sprecherin ging 
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andidatinnen und Wählerinnen) 

stimmte Studenten exmatrikuliert 

h Medienfreiheit in Ägypten undenkbar 

ng vermit-

telten Inhalte näher zu bringen. 

 

auf mehrere Länder ein, die als positive Bei-

spiele für demokratische Wahlprozesse ge-

nannt werden könnten. Anschließend kriti-

sierte sie, anhand der Lokalwahlen im Jahr 

2008, die Lage in Ägypten. Die Wahlen sei-

en zugunsten der Nationaldemokratischen 

Partei (NDP) gefälscht worden. Auch sei es 

zu zahlreichen Verstößen der Kandidaten 

(Bestechungen, Aggression, sexuelle Beläs-

tigung von K

4. Schlussfolgerung 

Der zweitägige Workshop deckte viele Wis-

sensdefizite in verschiedenen Bereichen bei 

den Teilnehmerinnen und Teilnehmern auf. 

Die Vorträge trugen zu einer Erweiterung 

ihrer Kenntnisse bei und klärten Studenten 

hinsichtlich ihrer politischen Rechte auf. Die 

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 

Workshops beschlossen eine studentische 

Arbeitsgruppe zu bilden, um interessierten 

Studenten die auf der Veranstaltugekommen. 

Dr. Abdel Aziz Shady hielt anschließend 

einen Vortrag zum Thema „Versammlungs- 

und Demonstrationsrecht“. Shady gab eine 

kurze Einführung in die ägyptische Verfas-

sung und das darin verankerte Versamm-

lungs- und Demonstrationsrecht aller Bür-

ger, insbesondere der Studenten. Obwohl 

ägyptische Studenten Anspruch auf friedli-

che Demonstrationen hätten, würden bei 

jeder Demonstration sogar an Universitäten 

zahlreiche Demonstranten verhaftet oder 

misshandelt. Daher forderte er eine kom-

plette Abschaffung der Sicherheitskräfte an 

Universitäten, da diese nicht nur willkürlich 

politisch aktive Studenten verhafteten oder 

Verwaltung der Universitäten ausübten, 

damit be

misshandelten, sondern auch Druck auf die 

würden. 

Die letzte Sitzung des zweitägigen 

Workshops behandelte das Thema „Medien-

freiheit in Ägypten“. Dr. Ayman Mansour 

verwies darauf, dass Medien schon seit ih-

rem Bestehen in Ägypten staatlich kontrol-

liert würden. Dies habe kein gesundes Klima 

für freie Medien entstehen lassen. Weiter 

kritisierte er das neue Mediengesetz. Dieses 

gestehe der Regierung das Recht zu, sogar 

privaten Emailverkehr zu überwachen. Ab-

schließend fasste er zusammen, dass De-

mokratie ohne freie Meinungsäußerung 

spric

sei. 


